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Terminhinweise für Medien

Wiederholung
Dienstag, 25. Juli, 16 Uhr, 
Georg-Riedmeier-Weg/gegenüber Lilienstraße 4
Bürgermeisterin Christine Strobl spricht anlässlich der Namensgebung für 
den Georg-Riedmeier-Weg. Georg Riedmeier war aktiv am Widerstand ge-
gen die Nationalsozialisten beteiligt und stand in Kontakt mit Gleichgesinn-
ten, die ebenfalls im Widerstand tätig waren.

Donnerstag, 27. Juli, 10 Uhr, Saal im Alten Rathaus
Bürgermeisterin Christine Strobl spricht bei der Abschlussfeier der Meis-
terschulen am Ostbahnhof. 330 Absolventinnen und Absolventen haben in 
diesem Jahr erfolgreich die Meisterprüfung abgelegt.

Donnerstag, 27. Juli, 11 Uhr, Feuerwache 4, Heßstraße 120
Bei der Eröffnung der neuen Integrierten Leitstelle in der Feuerwache 4 
sprechen Oberbürgermeister Dieter Reiter, der Bayerische Innenminister 
Joachim Herrmann sowie Kreisverwaltungsreferent Dr. Thomas Böhle als 
Vorsitzender des Rettungszweckverbandes München. Die Grußworte hält 
Kommunalreferent Axel Markwardt.
Die neue Integrierte Leitstelle sorgt dafür, die Einsatzkräfte der Feuerwehr 
in der Landeshauptstadt und den Rettungsdienst in der Stadt und im Land-
kreis München zuverlässig und schnell zu alarmieren. Dadurch trägt sie in 
hohem Maß dazu bei, die Sicherheit im Großraum München weiter zu ver-
bessern.
Achtung Redaktionen: Um Akkreditierung bis Mittwoch, 26. Juli, wird ge-
beten per E-Mail an bfm.pressestelle.kvr@muenchen.de
Der Termin ist auch für Fotografen geeignet.

Donnerstag, 27. Juli, 11 Uhr, Paosostraße 4
Stadträtin Anna Hanusch (Fraktion Die Grünen/Rosa Liste) gratuliert der 
Münchner Bürgerin Irma Otto im Namen der Stadt zum 100. Geburtstag.

Donnerstag, 27. Juli, 11 Uhr, Aubinger Straße 51
Stadträtin Dr. Constanze Söllner-Schaar (SPD-Fraktion) gratuliert dem 
Münchner Bürger Franz Herrmann im Namen der Stadt zum 105. Geburts-
tag.
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Donnerstag, 27. Juli, 17 Uhr, PlanTreff, Blumenstraße 31 
Stadtbaurätin Professorin Dr.(I) Elisabeth Merk und Stadtschulrätin Beatrix 
Zurek überreichen die Preise zum Münchner Schulwettbewerb zur Stad-
tentwicklung und eröffnen die Ausstellung. Die Wettbewerbsbeiträge wer-
den vom 28. Juli bis 29. September im Foyer des PlanTreffs ausgestellt. Im 
Anschluss wandert die Ausstellung in das Referat für Bildung und Sport in 
der Bayerstraße 28. Mehr Informationen zum Wettbewerb gibt es unter 
www.muenchen.de/schulwettbewerb.

Donnerstag, 27. Juli, 19 Uhr, Fraunhofer-Zentrale, Hansastraße 27c
Professorin Dr.(I) Elisabeth Merk und Dr. Bernd Bienzeisler, Fraunhofer IAO, 
führen in den Öffentlichkeitsdialog zur „Zukunftsschau München 2040+“ 
ein. Diese setzt sich mit Zukunftsfragen der Stadtentwicklung auseinan-
der. Das Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation (IAO) 
in Stuttgart hat im Auftrag der Landeshauptstadt München drei Entwick-
lungsszenarien erstellt, die nun der Öffentlichkeit vorgestellt und diskutiert 
werden sollen. 
Nach der Einführung werden in vier thematischen Blitzlichtern wichtige Zu-
kunftsthemen für München anhand konkreter Beispiele aus den Bereichen 
wirtschaftliche Innovationen, Zusammenleben im Quartier, nachhaltige Mo-
bilität sowie Nutzungsmischung im urbanen Raum vertiefend betrachtet 
und mit Vertreterinnen und Vertretern aus Politik, Verwaltung, Wirtschaft 
und Gesellschaft sowie mit dem Publikum diskutiert.
Weitere Informationen sind erhältlich unter www.muenchen.de/zukunft.

Meldungen

Wohnen an der Freisinger Landstraße: Ausstellung zum Wettbewerb
(24.7.2017) Der städtebauliche und landschaftsplanerische Ideenwettbe-
werb für eine Wohnbebauung mit zirka 350 Wohnungen, einer Kinderta-
gesstätte, untergeordneten Einrichtungen für Nahversorgung sowie für 
ergänzende gewerbliche Nutzungen und öffentliche Grünflächen auf dem 
Areal des ehemaligen Floriansmühlbades an der Freisinger Landstraße 
40-44 ist entschieden. Die Ergebnisse können von Donnerstag, 27. Juli, 
bis Mittwoch, 9. August, im Foyer des Referats für Stadtplanung und Bau-
ordnung, Blumenstraße 28b, Montag bis Freitag, jeweils 8 bis 20 Uhr, im 
Rahmen einer Ausstellung besichtigt werden. Der Eintritt ist frei. Die Aus-
stellung wird am Mittwoch, 26. Juli, um 18 Uhr durch die Leitende Baudi-
rektorin Sabine Steger eröffnet.

www.muenchen.de/schulwettbewerb
%20www.muenchen.de/zukunft


Rathaus Umschau
24.7.2017, Seite 4

Für die städtebauliche Entwicklung des Areals an der Freisinger Landstraße 
hat der Stadtrat in einem Aufstellungs- und Eckdatenbeschluss die Zielset-
zungen für den Wettbewerb formuliert. Die Bebauung sollte sich auf das 
Areal zwischen der Freisinger Landstraße und dem Garchinger Mühlbach 
konzentrieren. Um eine Lösung für den zugleich sehr hohen Wohnungs-
bedarf zu entwickeln, war hierbei auch die Realisierung von höheren bauli-
chen Dichtemodellen zu prüfen. Zusätzlich umfasste die Aufgabenstellung, 
für die in die Wohnanlage integrierte Kindertagesstätte eine alternative 
Anordnung mit einer freistehenden Einrichtung unmittelbar östlich des 
Mühlbaches zu erarbeiten. Durch die Schaffung einer öffentlichen Grünflä-
che auf dem Areal des ehemaligen Floriansmühlbades sollte dieses wieder 
teilweise zugänglich und nutzbar gemacht werden. Geplant sind zudem 
Brückenverbindungen über den Mühlbach.
Neben der unmittelbaren Nähe zum Garchinger Mühlbach und zur Grün-
fläche des ehemaligen Floriansmühlbades ist die städtebauliche und 
landschaftliche Situation des Wettbewerbsgebiets geprägt durch die Lage 
an der verkehrsreichen Freisinger Landstraße, die beidseits von erhaltens-
werten Baumbestand gesäumt ist. Die benachbarten Wohngebiete zeich-
nen sich durch eher kleinteilige Bebauung aus. Die bisherige gewerbliche 
Nutzung auf dem Areal wurde bereits aufgegeben, die Gebäude wurden 
abgebrochen. Das bestehende Wasserkraftwerk am Garchinger Mühlbach 
soll jedoch erhalten und weiterhin betrieben werden. 
Um für diese anspruchsvolle Planungsaufgabe und die weitere Bauleit-
planung ein qualitätsvolles städtebauliches und landschaftsplanerisches 
Konzept zu entwickeln, hat die Bayerische Hausbau GmbH & Co. KG und 
HVB Immobilien AG, München, in enger Abstimmung mit dem Referat 
für Stadtplanung und Bauordnung der Landeshauptstadt München einen 
Planungswettbewerb ausgelobt, an dem sich zehn Bürogemeinschaften, 
bestehend aus Architekten und Landschaftsplanern, beteiligt haben. Der 
Bearbeitungszeitraum erstreckte sich von März bis Mai 2017. Am 7. Juli 
stellten die zehn Teilnehmer ihre Arbeiten dem Preisgericht persönlich vor, 
das im Anschluss unter dem Vorsitz von Professor Dr. Franz Pesch seine 
Entscheidung über den Ausgang des Wettbewerbs getroffen hat. 
Es wurden folgende Preise vergeben:
1.	 Preis: zillerplus Architekten aus München und grabner, huber, lipp Land-

schaftsarchitekten aus Freising
2.	 Preis: blauraum Architekten aus Hamburg mit realgrün Landschaftsarchi-

tekten aus München
3.	 Preis: Grüntuch Ernst Architekten aus Berlin mit Keller Damm Kollegen 

aus München.
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FreiraumGenuss im Grüngürtel: Jetzt zur Radtour anmelden
(24.7.2017) Unter dem Motto „FreiraumGenuss“ lädt das Referat für Stadt-
planung und Bauordnung am Samstag, 29. Juli, zu einer Fahrradtour der 
besonderen Art ein. Die sommerliche Fahrt durch den Münchner Grüngür-
tel führt zu verschiedenen Orten urbanen Gärtnerns und endet mit einem 
Dinner am städtischen Gut Riem.
Die zirka elf Kilometer lange Genusstour startet am Ökologischen Bil-
dungszentrum mit seinen Gemeinschaftsgärten. Weiter geht es über das 
„Beerencafé“, vorbei an Krautgärten, weiteren Gemeinschafts- und Klein-
gärten bis zum städtischen Gut Riem. Dabei bietet sich vielfach die Gele-
genheit, mit den dort Aktiven ins Gespräch zu kommen und Einblick in das 
breite Spektrum urbanen Gärtnerns zu gewinnen. Auch das kulinarische 
Erleben kommt nicht zu kurz: In Anschluss an die Führung über das städti-
sche Gut Riem wartet auf die Teilnehmerinnen und Teilnehmer ein Dinner 
unter freiem Himmel mit regionalen Produkten. 
Treffpunkt zur Radltour, für die man das eigene Fahrrad mitbringen muss, 
ist am Samstag, 29. Juli, um 13.30 Uhr am Ökologischen Bildungszentrum 
ÖBZ an der Englschalkinger Straße 166. Die Tour dauert bis zirka 18.30 Uhr. 
Der Unkostenbeitrag für das Dinner beträgt 5 Euro. Wegen begrenzter Teil-
nehmerzahl wird um Anmeldung per E-Mail an freiraumzeit@muenchen.de 
bis Donnerstag, 27. Juli, gebeten. 
Die Genusstour findet im Rahmen der „Freiraumzeit“, der Öffentlich-
keitsphase zum Konzeptgutachten „Freiraum München 2030“, statt, die 
Strategien und Perspektiven der langfristigen Freiraumentwicklung in die 
Öffentlichkeit trägt und diskutiert. Weitere Informationen gibt es im Inter-
net unter www.muenchen.de/freiraumzeit.

Gästeführerausbildung 2018 – Noch schnell bewerben
(24.7.2017) Noch bis 31. Juli nimmt das Referat für Arbeit und Wirtschaft 
Bewerbungen für die Ausbildung zu offiziellen Gästeführerinnen und Gäs-
teführern der Stadt München an. Der nächste Kurs findet von Januar bis 
Mai 2018 statt. Gesucht werden sprachgewandte Bewerberinnen und 
Bewerber, die im Raum München zuhause sind. Neben den touristischen 
Standardsprachen besteht derzeit besonderer Bedarf in Schwedisch, Dä-
nisch, Chinesisch, Koreanisch und Arabisch. Die Ausbildung findet ganz-
tags statt, die Kursgebühr beträgt 1.930 Euro. 
Weitere Informationen im Internet unter muenchen.de/guides. Für Rück-
fragen steht Claudia Weidenkopf im Referat für Arbeit und Wirtschaft unter 
Telefon 2 33-3 02 31 und per E-Mail an tourismus.guides@muenchen.de 
zur Verfügung.

www.muenchen.de/freiraumzeit
muenchen.de/guides
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Münchner Hoagartn in Pasing
(24.7.2017) Das Kulturreferat der Landeshauptstadt München lädt am Frei-
tag, 28. Juli, um 19 Uhr zum Münchner Hoagartn in die Gaststätte „Prinzre-
gent-Garten“ in der Benedikterstraße 35 ein. Zum Singen und Musizieren 
angekündigt haben sich die „Neuhauser Klarinettenmusik“, die „Brückl-
meier Musi“, die Gruppe „Verzupft“, der „Roggensteiner Bänkelgsang“, der 
„Moosacher Viergesang“ und die „Moosacher Bazi“. Durch den Abend 
führt Fredi Betz. Der Eintritt ist frei, Saalöffnung ab 18 Uhr, keine Platzre-
servierungen möglich.
Der Münchner Hoagartn ist ein regelmäßig in bayerischen Wirtshäusern 
stattfindendes öffentliches und moderiertes Sänger- und Musikantentref-
fen. Anmeldung für interessierte Gesangs- und Musikgruppen per E-Mail 
an volkskultur@muenchen.de. Die Münchner Hoagartn werden abwech-
selnd in verschiedenen Stadtteilen veranstaltet.
Weitere Informationen unter www.muenchen.de/volkskultur.

Kinder- und Jugendjury für TOMMI Kindersoftwarepreis gesucht
(24.7.2017) Die Münchner Stadtbibliothek sucht Münchner Kinder und Ju-
gendliche, die als Jury mitentscheiden möchten, welches Spiel den TOMMI 
Kindersoftwarepreis verdient. 
Ab Mitte September gibt es in der Stadtbibliothek Am Gasteig, Rosen-
heimer Straße 5, wieder brandneue und aktuelle PC- und Konsolenspiele, 
Apps oder elektronisches Spielzeug auszuprobieren. Wer zwischen sechs 
und 13 Jahren alt ist, kann sich bis zum Ende der Sommerferien mit einer 
kurzen Begründung darum bewerben, Apps, Games & Co. auf Herz und 
Nieren zu überprüfen. Ganz egal, ob Casual Gamer oder Profi-Zocker – bei 
TOMMI ist für jeden Geschmack etwas dabei. Die Spiele werden jährlich 
von Fachleuten ausgewählt und von Kindern und Jugendlichen für den 
TOMMI-Preis bewertet. Die Bewerbungsbögen liegen bis Donnerstag, 31. 
August, in allen Bibliotheken aus. Die Teilnahme ist kostenlos. Mehr Infos 
per E-Mail an stb.kjb.kult@muenchen.de. 
Im TOMMI-Programm werden qualitativ hochwertige Spiele präsentiert und 
die Kinder vor Spielinhalten geschützt, die für sie nicht geeignet sind. Rund 
3.600 Kinder sind in die Jurytätigkeit deutschlandweit eingebunden und 
setzen sich so kritisch mit Computer- und Konsolenspielen auseinander. 
Sie werden nachhaltig in ihrer Medienkompetenz gefördert. Die Preisver-
leihung findet jedes Jahr auf der Frankfurter Buchmesse statt.
Herausgeber des TOMMI Kindersoftwarepreises sind der Family Media Ver-
lag in Freiburg und das Büro für Kindermedien FEIBEL.DE in Berlin.
Achtung Redaktionen: Pressekontakt für Bildmaterial und Interviewanfra-
gen über Astrid Meckl, Telefon 4 80 98-32 32 und per E-Mail an 
stb.presse@muenchen.de

www.muenchen.de/volkskultur


Rathaus Umschau
24.7.2017, Seite 7

Theaterpause und Umbau in der Schauburg
(24.7.2017) Die Schauburg, das Theater für junges Publikum am Elisabeth-
platz, macht Theaterferien und bereitet sich für die neue Spielzeit unter 
Intendantin Andrea Gronemeyer vor. Über den Sommer werden in der 
Schauburg Renovierungsmaßnahmen vorgenommen – auch im Hinblick 
auf Barrierefreiheit. Die Studio-Bühne vom Dachgeschoss zieht ins Unter-
geschoss; die „Kleine Burg“ ist künftig mit einem Aufzug auch für mobili-
tätseingeschränktes Publikum erreichbar. Ebenfalls neu gestaltet wird das 
Foyer, in dem dann auch die Gastronomie mit einem familienfreundlichen 
und erschwinglichen Angebot zu finden ist.
In der ersten Spielzeit unter der Intendanz von Andrea Gronemeyer geht 
es um gesellschaftlichen Wandel und Übergänge im Leben eines jeden 
Menschen. Im Programm sind 18 neue Produktionen, darunter fünf Ur-
aufführungen, zwei Festivals, zahlreiche partizipative Formate für Kinder 
und Jugendliche sowie ein großes Vermittlungsprogramm für Schulen und 
Kitas. Eröffnet wird die Spielzeit mit einem dreitägigen Eröffnungswochen-
ende vom 20. bis 22. Oktober, an dem die Schauburg für alle Neugierigen 
und Interessierten die Theatertüren öffnet.
Ab Freitag, 29. September, hat die Theaterkasse wieder geöffnet und der 
Vorverkauf für die Spielzeit-Eröffnung sowie für die Oktober- und Novem-
bervorstellungen beginnt. Telefonisch ist die Theaterkasse bereits ab Don-
nerstag, 21. September, wieder erreichbar. Ab der Spielzeit 2017/18 können 
Karten außerdem direkt online über die Homepage der Schauburg gekauft 
und mit dem print@home-Service von zu Hause aus gedruckt werden.
Informationen und Spielplan unter www.schauburg.net
Achtung Redaktionen: Pressekontakt bei Michaela Oswald per E-Mail an 
presse@schauburg.net und telefonisch unter 0621 1680 -301 (gültig bis 28. 
Juli 2017)

MVHS bietet Kurse zum Nachholen des Schulabschlusses an
(24.7.2017) Die Münchner Volkshochschule (MVHS) führt im Schuljahr 
2017/2018 wieder Tages- und Abendlehrgänge zum Nachholen von Schul-
abschlüssen durch. Teilnehmerinnen und Teilnehmer können auf diesem 
Weg den Qualifizierenden Mittelschulabschluss (MSA/Quali) oder die Mitt-
lere Reife nachholen.
Es gibt noch freie Plätze in den Kursen. Interessierte sind herzlich zu den 
Terminen für die Beratung und Anmeldung eingeladen:
-	 Ziel Mittlere Reife/M-Zug: Infoveranstaltung am Mittwoch, 26. Juli, 16 

Uhr, Einsteinstraße 28
-	 Ziel Qualifizierender Mittelschulabschluss: Infoveranstaltung am Don-

nerstag, 27. Juli, 17 Uhr, Orleansstraße 34.

www.schauburg.net
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Ausführliche Informationen unter www.mvhs.de/schulabschluesse. Aus-
kunft erteilt auch Andrea Kuhn-Bösch, Fachgebietsleitung Schulabschlüsse,  
Telefon 4 80 06-68 02, per E-Mail an andrea.kuhn-boesch@mvhs.de.
280 junge Menschen hatten sich im zurückliegenden Lehrgangsjahr 
2016/17 an der Münchner Volkshochschule (MVHS) auf ihren Mittelschulab-
schluss oder auf die Mittlere Reife vorbereitet. Darunter waren auch unbe-
gleitete minderjährige Flüchtlinge im Projekt FlüB&S („Flüchtlinge in Beruf 
und Schule“), das bereits seit über 20 Jahren von der MVHS durchgeführt 
wird. Letzten Freitag haben die erfolgreichen Absolventinnen und Absol-
venten ihre Zeugnisse entgegengenommen.
Bei den Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Lehrgänge zur Vorbereitung 
auf den Mittelschulabschluss erreichten über 80 Prozent den Schulab-
schluss, davon jeweils die Hälfte den Qualifizierenden beziehungsweise 
den Erfolgreichen Abschluss der Mittelschule. In den Lehrgängen zur Mitt-
leren Reife haben ebenfalls über 80 Prozent den angestrebten Abschluss 
erreicht.
Zum Konzept der Schulabschlusslehrgänge der MVHS gehören die gezielte 
Vorbereitung auf Berufsleben und Bewerbung sowie die Vernetzung der 
Lernenden mit potentiellen Arbeitgebern. Die Mehrzahl der Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer beginnt unmittelbar im Anschluss an die Lehrgänge 
eine Berufsausbildung. Andere qualifizieren sich schulisch weiter.
Achtung Redaktionen: Pressekontakt bei Andrea Kuhn-Bösch, 
Fachgebietsleitung, Telefon 4 80 06-68 02, E-Mail andrea.kuhn-boesch@
mvhs.de, Hedwig Fuß, Projektleitung, Telefon 4 80 06-65 11, E- Mail 
hedwig.fuss@mvhs.de und bei der Pressestelle der MVHS Susanne Lößl, 
Telefon 4 80 06-6188, E- Mail susanne.loessl@mvhs.de

Beratungsstelle STI und AIDS am Donnerstagnachmittag geschlossen
(24.7.2017) Die Beratungsstelle für Sexuell übertragbare Infektionen (STI) 
einschließlich AIDS des Referats für Gesundheit und Umwelt ist am Don-
nerstag, 27. Juli, nachmittags geschlossen. Es findet nachmittags auch 
keine telefonische Beratung statt. Die Beratungsstelle bietet persönliche 
Beratung mit Testmöglichkeit und befindet sich im Referat für Gesundheit 
und Umwelt, Bayerstraße 28a, Telefon 2 33-2 33 33. Sie ist auch per E-Mail 
an aids-sti-beratung.rgu@muenchen.de erreichbar. 
Reguläre Öffnungszeiten der Beratungsstelle: Montag, Mittwoch, Donners-
tag 8 bis 11 Uhr, Dienstag 14 bis 18 Uhr, Donnerstag 14 bis 15 Uhr, Freitag 
geschlossen. Telefonische Beratung Montag bis Donnerstag, 8 bis 11 Uhr 
und 14 bis 15 Uhr sowie Dienstag von 14 bis 18 Uhr. Die gynäkologische 
Sprechstunde (nur für Frauen mit erschwertem Zugang zu einer ärztlichen 
Versorgung) findet jeden Mittwoch von 13 bis 15 Uhr statt. 

www.mvhs.de/schulabschluesse
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Stadtmuseum lädt ein zur „München-kompakt“-Führung
(24.7.2017) Das Münchner Stadtmuseum, St.-Jakobs-Platz 1, bietet am 
Freitag, 28. Juli, um 16.30 Uhr wieder eine ihrer „München kompakt“-Füh-
rungen an. Erst geht es mit Markus Wagner durch die Dauerausstellung 
„Typisch München!“ Auf dem anschließenden Innenstadtrundgang werden 
die „typischen“ Münchner Sehenswürdigkeiten vor Ort in Augenschein 
genommen. Der Eintritt kostet 4, ermäßigt 2 Euro, hinzu kommt die Füh-
rungsgebühr in Höhe von 9 Euro.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Montag, 24. Juli 2017

Solidarität mit Gaggenau
Antrag Stadträte Fritz Schmude und Andre Wächter (Liberal-Konservative 
Reformer) vom 13.3.2017
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Solidarität mit Gaggenau
Antrag Stadträte Fritz Schmude und Andre Wächter (Liberal-Konservative 
Reformer) vom 13.3.2017

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Thomas Böhle:

Mit Ihrem Schreiben vom 13.3.2017 haben Sie den o.g. Antrag gestellt.

Sie beantragen Folgendes:

„1. Der Stadtrat der Landeshauptstadt München spricht der Stadtverwal-
tung und der Stadtspitze der Stadt Gaggenau seine Solidarität aus und 
verurteilt entschiedenst alle gegen sie ergangenen Gewaltaufrufe und Dro-
hungen.
2. Der Stadtrat unterstützt auch in München alle zuständigen Behörden 
weiterhin darin, politische Veranstaltungen von ausländischen Politikern 
unter Sicherheitsaspekten kritisch zu prüfen und gegebenenfalls zu unter-
sagen. Es wird auch weiterhin keine Sicherheitsrabatte für Auftritte von 
Politkern geben.“

Zur Begründung geben Sie an:

„Konkret versuchen derzeit zahlreiche türkische Politiker, innerhalb 
Deutschlands Stimmung für die Verfassungsänderung am 16. April zu ma-
chen, die dem Präsidenten eine nahezu unbeschränkte Machtfülle, insbe-
sondere über die bis dato unabhängige Justiz, einräumen soll. Die bisher 
stattgefundenen Werbeveranstaltungen zu diesem Thema waren nicht nur 
wegen ihres wenig demokratischen Inhalts, sondern auch wegen ihrer 
aufgeheizten, in Europa so nicht üblichen Stimmung stets ein Ärgernis für 
Wohnbevölkerung und Polizei der betroffenen Bundesländer. Für weitere 
Massenveranstaltungen dieser Art lässt sich nicht viel Gutes erwarten. In 
Gaggenau gab es nach der Absage durch die Stadt sogar Morddrohungen 
und eine Bombendrohung. Die Stadt Gaggenau darf in dieser Situation 
nicht allein gelassen werden.“

Der Stadtrat hat in der Vollversammlung vom 15.3.2017 Ihrem Antrag keine 
Dringlichkeit zuerkannt. Mittlerweile ist das Referendum zur Verfassungs-
änderung in der Türkei abgeschlossen und die Angelegenheit daher im We-
sentlichen erledigt; insbesondere ist das Bekunden der Solidarität mit der 
Stadtverwaltung und der Stadtspitze der Stadt Gaggenau durch den Stadt-
rat der Landeshauptstadt München nicht mehr sinnvoll. Ich erlaube mir 



Rathaus Umschau
24.7.2017, Seite 12

aber, in Abstimmung mit dem Oberbürgermeister Ihnen zu den von Ihnen 
aufgeworfenen Fragestellungen auf diesem Wege Folgendes mitzuteilen:

Politische Veranstaltungen unter Teilnahme von ausländischen Politikern 
können als Versammlung oder Veranstaltung eingeordnet werden. Bei der 
in Gaggenau abgesagten Veranstaltung dürfte es sich nach Ansicht des 
Kreisverwaltungsreferates um eine Versammlung gehandelt haben, weil 
sie auf Mitwirkungen an der politischen Willensbildung gerichtet war.

1. Mögliche Maßnahmen bei Versammlungen
Nach dem Bayerischen Versammlungsgesetz (BayVersG) ist eine Ver-
sammlung eine Zusammenkunft von mindestens zwei Personen zur 
gemeinschaftlichen, überwiegend auf die Teilhabe an der öffentlichen 
Meinungsbildung gerichteten Erörterung oder Kundgebung. Nicht erfasst 
vom Versammlungsbegriff sind Zusammenkünfte rein gesellschaftlicher 
Art. Entscheidend ist der Zweck der Veranstaltung, bestimmte Angelegen-
heiten gemeinsam zu erörtern, zu beraten oder kundzugeben. Wegen des 
besonderen Schutzes des Versammlungsrechts ist im Zweifel von einer 
Versammlung auszugehen.

Sobald es sich um eine Versammlung handelt, hat die Veranstalterin bzw. 
der Veranstalter dieser Versammlung das Recht, Ort, Art, Zeitpunkt und 
Inhalt der Versammlung frei zu wählen (sog. Selbstbestimmungsrecht 
des Veranstalters). Zu diesem Selbstbestimmungsrecht zählt auch grund-
sätzlich das Recht zur Auswahl der Redner. Wie sich dieses Selbstbestim-
mungsrecht auswirkt, wenn die Rednerin bzw. der Redner ein ausländi-
sches Staatsoberhaupt oder Regierungsmitglied ist, das die Rede zum 
Wahlkampf nutzt, ist rechtlich, trotz vorliegender einzelner (auch 
höchstrichterlicher) Urteile, nicht abschließend geklärt. 

In einem Fall, in dem eine Rede des türkischen Präsidenten Erdogan bei 
einer Versammlung mittels Liveübertragung eingeblendet werden sollte, 
er also physisch nicht anwesend gewesen wäre, hat das OVG Münster 
(Beschluss vom 29.7.2016, Az. 15 B 876/16) ausgeführt, dass das Versamm-
lungsrecht nicht darauf gerichtet sei, ausländischen Regierungsmitgliedern 
oder Staatsoberhäuptern durch Liveübertragungen eine Plattform für po-
litische Stellungnahmen zu bieten. Der verfassungsrechtlichen Grundent-
scheidung zugunsten einer weitreichenden Versammlungsfreiheit liege 
die Erwägung zugrunde, dass deren Ausübung seit jeher als Zeichen der 
Freiheit, Unabhängigkeit und Mündigkeit des selbstbewussten Bürgers 
in einem freiheitlichen Staatswesen gelte. Indem der Demonstrant seine 
Freiheit in physischer Präsenz, in voller Öffentlichkeit und ohne Zwischen-
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schaltung von Medien kundtue, entfalte er auch seine Persönlichkeit in 
unmittelbarer Weise. In ihrer idealtypischen Ausformung seien Demonstra-
tionen die gemeinsame körperliche Sichtbarmachung von Überzeugungen. 
Die Rechtsposition des Veranstalters sei insoweit eingeschränkt, als die 
Möglichkeit ausländischer Staatsoberhäupter oder Regierungsmitglieder 
zur Abgabe politischer Stellungnahmen im Bundesgebiet nach der Rege-
lungssystematik des Grundgesetzes nicht grundrechtlich fundiert sei. Es 
sei Sache des Bundes zu entscheiden, ob und unter welchen Rahmenbe-
dingungen sich ausländische Staatsoberhäupter oder Regierungsmitglieder 
auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland im öffentlichen Raum 
durch amtliche Äußerungen politisch betätigen dürfen. Diese Entscheidung 
liege nicht beim Veranstalter. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschluss zum Antrag auf 
Erlass einer einstweiligen Anordnung für die konkrete Versammlung aus-
geführt, das OVG habe die Grundrechte des Antragstellers nicht verkannt 
(Beschluss vom 30.7.2016, Az. 1 BvQ 29/16). 

Die genaue Systematik, der eine derartige Einschränkung der Versamm-
lungsfreiheit des Veranstalters folgt, ist rechtlich jedoch nicht geklärt. Des 
Weiteren ist die Auswirkung der Konzentration der Entscheidung des OVG 
Münster auf eine physische Anwesenheit des ausländischen Repräsentan-
ten nicht ohne Kritik in der Literatur geblieben. 

Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum (persönlichen) 
Auftritt des türkischen Ministerpräsidenten Yildirim in Oberhausen äußerte 
sich nicht zum Selbstbestimmungsrecht des Veranstalters, weil dieser 
nicht geklagt hatte (Beschluss vom 8.3.2017, Az. 2 BvR 483/17). Das Bun-
desverfassungsgericht führte in diesem Beschluss aus, dass türkische Re-
präsentanten in ihrer amtlichen Funktion keinen Anspruch auf Einreise zum 
Wahlkampf in das Bundesgebiet hätten. Hierzu bedürfe es der ausdrückli-
chen oder konkludenten Zustimmung der Bundesregierung.

Unabhängig von der insoweit vom Bund zu treffenden Entscheidung 
über eine Einreise von ausländischen Repräsentanten sieht das Kreisver-
waltungsreferat seine Aufgabe in der Gewährleistung von Grundrechten 
(insbesondere der Versammlungsfreiheit) unter Aufrechterhaltung der öf-
fentlichen Sicherheit und Ordnung. Einschränkungsmöglichkeiten zur Auf-
rechterhaltung der Sicherheit und Ordnung bei öffentlichen Versammlun-
gen regelt das BayVersG. Die Öffentlichkeit einer Versammlung bestimmt 
sich danach, ob sie einen abgeschlossenen oder einen individuell nicht 
abgegrenzten Personenkreis erfasst. Öffentlich sind Versammlungen dann, 
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wenn der Zutritt nicht durch die Einladung, die Ankündigung oder in sons-
tiger Weise auf einen individuell bezeichneten Personenkreis beschränkt, 
sondern grundsätzlich jedermann gestattet ist. Einladungen nur an einen 
bestimmten Personenkreis führen zur Nichtöffentlichkeit der Versamm-
lung. Dementsprechend sind Mitgliederversammlungen von Parteien und 
Gewerkschaften keine öffentlichen Versammlungen. Die nichtöffentliche 
Parteiversammlung verliert diese Eigenschaft auch dann nicht, wenn am 
Eingang eine Kontrolle der Mitgliedsausweise nicht stattfindet.

Steht fest, dass es sich um eine öffentliche Versammlung handelt, muss 
weiter unterschieden werden zwischen einer Versammlung unter freiem 
Himmel und einer Versammlung in geschlossenen Räumen. Versamm-
lungen unter freiem Himmel unterliegen stärkeren Einschränkungen als 
Versammlungen in geschlossenen Räumen, weil diese Versammlungen 
besondere Gefahren für Rechtsgüter Dritter und die Allgemeinheit schaffen 
können.

Handelt es sich um eine Versammlung unter freiem Himmel, kann die 
Behörde nach Art. 15 BayVersG einschreiten. Dies käme z. B. in Betracht, 
wenn durch die Redebeiträge eine aufgeheizte Stimmung entsteht und 
insofern eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung besteht. 
Befürchteten Protestkundgebungen von politischen Gegnern muss durch 
adäquaten Polizeieinsatz begegnet werden. Gründe polizeilichen Notstan-
des liegen in der Regel nicht vor.

Im Rahmen einer Versammlung in geschlossenen Räumen ist ein Ver-
bot bzw. eine Einschränkung dagegen nur in extremen Ausnahmefällen 
möglich. So kann gem. Art. 12 Abs. 1 Ziffer 4 BayVersG die zuständige 
Behörde die Durchführung einer Versammlung in geschlossenen Räumen 
vor Beginn der Versammlung beschränken oder verbieten, wenn Tatsachen 
festgestellt worden sind, aus denen sich ergibt, dass der Veranstalter oder 
sein Anhang Ansichten vertreten oder Äußerungen dulden wird, die ein 
Verbrechen oder ein von Amts wegen zu verfolgendes Vergehen zum Ge-
genstand haben.

Nach Beginn der Versammlung kann gem. Art. 12 Abs. 2 S. 1 Ziffer 4 Bay-
VersG die zuständige Behörde die Versammlung unter Angabe des Grun-
des beschränken oder auflösen, wenn durch den Verlauf der Versammlung 
gegen Strafgesetze verstoßen wird, die ein Verbrechen oder ein von Amts 
wegen zu verfolgendes Vergehen zum Gegenstand haben, oder wenn in 
der Versammlung zu solchen Straftaten aufgefordert oder angereizt wird 
und der Leiter dies nicht unverzüglich unterbindet.
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Zu denken wäre hier insbesondere an § 90a StGB (Verunglimpfung des 
Staates und seiner Symbole). Dies wäre in der vorliegenden Konstellation 
zum Beispiel in Betracht gekommen, wenn der Veranstalter oder sein 
Anhang die Äußerungen der türkischen Regierungsvertreter („Nazi-Ver-
gleich“) ausdrücklich gebilligt und gutgeheißen hätte. Zu beachten ist, dass 
Art. 12 Abs. 2 S. 2 BayVersG ausdrücklich die Verhältnismäßigkeit der Maß-
nahme regelt, indem er fordert, dass die Auflösung nur zulässig ist, wenn 
andere Maßnahmen der zuständigen Behörde, insbesondere eine Unter-
brechung, nicht ausreichen.

2. Mögliche Maßnahmen bei Veranstaltungen
Sofern es sich bei den Veranstaltungen von türkischen Politikern in ge-
schlossenen Räumen um keine Versammlung im Sinne des Versamm-
lungsrechtes handelt, können Maßnahmen nach den Vorschriften des 
LStVG in Betracht kommen, wobei vorausgesetzt wird, dass die baurecht-
lichen Vorgaben der VStättV sowie die Regelungen der Verordnung zur 
Verhütung von Bränden grundsätzlich eingehalten werden. Sollte die Ver-
anstaltung in nicht der VStättV entsprechenden Räumen mit mehr als 200 
Personen stattfinden, ist dies der zuständigen Bauaufsicht, der Lokalbau-
kommission, anzuzeigen (§ 47 VStättV).

Da es sich bei Auftritten türkischer Politiker zur Wahlwerbung um keine 
öffentlichen oder sonstigen Vergnügungen im Sinne des Art. 19 LStVG 
gehandelt hätte, wären Maßnahmen nach dieser Vorschrift nicht zulässig 
gewesen.

Jedoch hätte es sich um Menschenansammlungen im Sinne des Art. 23 
LStVG gehandelt. Diese Norm ermächtigt zur Verhütung von Gefahren 
für Leben, Gesundheit, Sittlichkeit, ungestörte Religionsausübung, Ei-
gentum oder Besitz zum Erlass von Verordnungen oder Anordnungen für 
den Einzelfall. Sollten sich Gefahren für diesen Schutzbereich ergeben, ist 
zunächst zu prüfen, ob und welche Maßnahmen geeignet sind, die Gefah-
ren beispielsweise aufgrund mangelnder Rettungswege oder Zugangs-
kontrollen zu beseitigen (Auflagen). Erst wenn alle Auflagenmöglichkeiten 
keinen Erfolg versprechen und noch ein weiterer Regelungsbedarf besteht, 
ist auch eine Untersagung der Menschenansammlung in Form der Wahl-
kampfveranstaltung möglich.

Art. 23 LStVG schützt nicht die Unversehrtheit der Rechtsordnung als sol-
che. Sofern rechtswidrige Taten, wie beispielsweise Verunglimpfungen 
oder Beleidigungen zu befürchten sind, können gegen die Verwirklichung 
dieser Taten keine Maßnahmen vorab nach Art. 23 LStVG erlassen werden. 
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Ggf. müsste hier auf den Auffangtatbestand des Art. 7 LStVG zurückge-
griffen werden. Nach Art. 7 LStVG kann die Behörde zur Verhinderung von 
Ordnungswidrigkeiten und Straftaten einschreiten.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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An den Oberbürgermeister
der Landeshauptstadt München
Herrn Dieter Reiter
Rathaus, Marienplatz 8
80331 München

München, 21.07.2017

ANFRAGE
„Millionen für den Nahverkehr“ – Vergebene Chancen durch zweifelhafte Berechnungen?

Die bayerische Staatsregierung hat kürzlich viel Geld für Nahverkehrsprojekte versprochen (400 

Millionen Euro in den nächsten fünf Jahren), um Fahrverbote für Diesel-PKW umgehen zu 

können.1

Die Landeshauptstadt hat im Bereich Verkehr riesige Herausforderungen zu bewältigen und plant 

des-halb große Investitionen in den ÖPNV. Häufig muss dabei eine Entscheidung getroffen werden

zwischen dem Bau neuer U-Bahn- oder Trambahnstrecken. Für die Erlangung von Fördermitteln 

des Bundes ist dabei die sog. Standardisierte Bewertung der Kosten-Nutzen-Untersuchung 

entscheidend. Eine effiziente Planung und Umsetzung von Verkehrsprojekten setzt voraus, dass 

die künftige Stadtentwicklung miteinbezogen wird, z.B. kann in einem künftigen, aber noch nicht 

bebauten Siedlungsgebiet eine U-Bahnstrecke in offener Bauweise günstiger erstellt werden, eine 

U-Bahn rechnet sich gegenüber einer Trambahn, wenn die Nutzung durch künftige Bewohner 

einberechnet wird.

Oftmals wird jedoch die Wirtschaftlichkeit und damit die Förderfähigkeit von Projekten verneint, 

obwohl solche Aspekte nicht miteinbezogen wurden. Die Begründung dieser Entscheidungen ist 

für die Münchner Bürger leider oft nicht nachvollziehbar, es fehlt hier entscheidend an Trans-

parenz! Ebenso oft wird mit völlig veralteten Zahlen und Fakten argumentiert. Dem Vernehmen 

nach stammt die Berechnungsformel aus den 1960er Jahren – damals erreichten nahezu alle 

Projekte einen Rentabilitätswert von über 1,0, weil noch kaum ÖPNV-Strukturen vorhanden waren.

1 Süddeutsche Zeitung vom 19.07.2017, Seite R2
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Am Beispiel Freiham – Europas größtes Neubaugebiet! – zeigen sich die Auswirkungen dieser 

nicht mehr zeitgemäßen Berechnung deutlich. 

Hier wurde gleich eine dreifache Chance vergeben:

• bei der Schaffung einer U-Bahn-Anbindung Geld zu sparen durch den offenen Bau solange

das Gebiet noch nicht bebaut ist, 

• mehr Wohnraum schaffen zu können, da an eine bestehende U-Bahn dichter angebaut 

werden kann als an eine freizuhaltende Trasse,

• die Bewohner in ein bereits gut erschlossenes und angebundenes Gebiet ziehen zu lassen.

Wir fragen daher den Oberbürgermeister:

1. Welche Faktoren werden in die Kosten-Nutzen-Untersuchungen von Verkehrsprojekten 

einbezogen? 

2. Wird die absehbare künftige Entwicklung in Siedlungsgebieten berücksichtigt? Wenn nein, 

warum nicht?

3. Wie alt dürfen die verwendeten Daten maximal sein, um die Plausibilität der Entscheidung 

nicht zu gefährden?

4. Wer liefert die Daten, wer führt die Berechnungen aus?

5. Bitte geben Sie uns ein konkretes Beispiel einer Kosten-Nutzen-Untersuchung für ein 

Münchner ÖPNV-Projekt.

6. Wie müssten die Rahmenbedingungen geändert werden, damit bei künftigen Neubau-

gebieten wie z.B. Englschalking-Daglfing und SEM Nord Debakel wie in Freiham verhindert

werden können?

7. Haben die von Ministerpräsident Seehofer in Aussicht gestellten Gelder Auswirkungen, so 

dass Freiham doch noch eine taugliche ÖPNV-Anbindung bekommen kann?

Initiative: Richard Progl
weitere Fraktionsmitglieder: Johann Altmann, Dr. Josef Assal, Eva Caim, Mario Schmidbauer
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Herrn 
Oberbürgermeister 
Dieter Reiter 
Rathaus 
Marienplatz 8 
80331 München 

       Anfrage     
       21.07.2017 

 
Nachgefragt: Existenzvernichtung durch Rufschädigung – der Fall „Casa mia“  
 
Die Schließung der beliebten italienischen Trattoria „Casa mia“ an der Implerstraße, zu 
der sich die Wirtsleute infolge der Kündigung ihres Pachtvertrages durch die zuständige 
Brauerei kürzlich gezwungen sahen, sorgt in der Lokalpresse und mehr noch in der 
Öffentlichkeit für Empörung. Als maßgeblich mitverantwortlich für die Schließung der 
Gaststätte gilt die fortgesetzte, vom zuständigen Bezirksausschuß zu verantwortende 
Rufschädigung, der sich – sogar nach einem Bericht des Lokalblättchens „tz“ (hier: 
https://www.tz.de/muenchen/stadt/sendling-ort43335/brauerei-kuendigt-casa-mia-in-
sendling-pachtvertrag-8488765.html; zuletzt aufgerufen: 21.07.2017, 02.15 Uhr; KR) – 
der BA und insbesondere dessen stellvertretender Vorsitzender und 
„Rechtsextremismus-Beauftragter“ (Name bekannt) schuldig machte, indem er gegen die 
Bewirtung von Mitgliedern der Münchner Pegida durch den Wirt mobilisierte. 
 
Der ganze Vorgang sorgt inzwischen nicht nur in Sendling für erhebliche Empörung (und 
wurde dieser Tage auch Gegenstand einer Stadtrats-Anfrage: https://www.ris-
muenchen.de/RII/RII/DOK/ANTRAG/4563417.pdf), sondern wirft auch weitere Fragen 
bezüglich des  Vorgehens des Bezirksausschusses und seines „Rechtsextremismus-
Beauftragten“ auf. – Es stellen sich Fragen. 
 
Ich frage den Oberbürgermeister: 
 
1. Inwieweit trifft es zu, daß der stellvertretende Vorsitzende des BA 6 und 
„Rechtsextremismus-Beauftragte“ (Name bekannt), wie Berichten im Internet zu 
entnehmen ist, dem betroffenen italienischen Gastwirt, der keine Handhabe für ein 
Hausverbot gegen unauffällige Gäste seiner Wirtschaft sah, mit den Worten drohte: 
„Entweder Sie tun, was wir wollen, oder wir hungern Sie aus“? 
 
2. Inwieweit trifft es zu, daß der Druck vonseiten des BA 6 (Sendling) auf den italienischen 
Gastwirt weiter aufrechterhalten wurde, auch nachdem längst keine „unerwünschten“ 
Gäste aus dem Umfeld der Münchner Pegida mehr in seinem Lokal verkehrten, und   
zwar, weil er sich weigerte, den von der „Fachstelle gegen Rechtsextremismus" (= 
                      b.w. 
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„Fachstelle für Demokratie“) und der Kreisstelle München des Bayerischen Hotel- und 
Gaststättenverbandes DEHOGA verbreiteten Kampagnen-Aufkleber „München ist bunt“ 
sichtbar an seiner Gaststätte anzubringen, der sich gegen die Bewirtung von 
Andersdenkenden durch Münchner Gastronomen wendet? 
 
3. Inwieweit trifft es zu, wie im Internet verbreiteten Berichten zu entnehmen ist, daß 
Mitarbeiter der umliegenden Behörden mit dem „Unmut“ ihrer Vorgesetzten zu rechnen 
hatten, wenn sie sich in ihrer Mittagspause erkennbar in die ins Kreuzfeuer geratene 
Trattoria „Casa mia“ begaben? 
 
Hinweis: Die Stadtverwaltung wird ersucht, zur Beantwortung dieser Fragen die 
Mitwirkung des BA 6 bzw. insbesondere seines in erhebliche öffentliche Kritik geratenen 
„Rechtsextremismus-Beauftragten“ (Name bekannt) zu erwirken, der Medien für die 
Beantwortung dieser und weitergehender Fragen bislang nicht zur Verfügung stand; als 
städtischer Mitarbeiter sollte er dem Auskunftsbegehren eines gewählten Münchner 
Stadtrats aber Rede und Antwort stehen. 

 
Karl Richter 
Stadtrat 



 
Herrn 
Oberbürgermeister 
Dieter Reiter 
Rathaus 
Marienplatz 8 
80331 München 

Antrag     
24.07.2017 

 
Der Freistaat macht´s vor: Zügig Gebühren für Unterkunft und Verpflegung in 
städtischen Asylbewerber-Unterkünften einführen!  
 
Ich beantrage: 
 
Der Stadtrat beschließt: Die LHM erhebt von Asylbewerbern, die einer Arbeit 
nachgehen, zum nächstmöglichen Zeitpunkt Gebühren für Unterkunft und 
Verpflegung in städtischen Asylbewerber-Unterkünften in Höhe von 448,— Euro. Die 
Gebühren werden rückwirkend zum Tag der Beschäftigungsaufnahme erhoben, und 
zwar bis zum Stichtag 01.01.2015. 
 
Begründung:  
 
Seit Jahresbeginn 2017 müssen Asylbewerber, die in einer staatlichen Unterkunft 
leben und einer Beschäftigung nachgehen, Gebühren entrichten. Der Freistaat 
Bayern verlangt hierfür von jedem „Haushaltsvorsteher“ monatlich 278,— Euro Miete, 
33,— Euro für Energieversorgung und 137,— Euro für Verpflegung, alles zusammen 
die Summe von 448,— Euro. Mittlerweile gilt zudem die Regelung, daß Asylbewerber 
die Gebühren für ihre Unterbringung in einer staatlichen Unterkunft rückwirkend ab 
dem Tag der Beschäftigungsaufnahme entrichten müssen, und zwar bis 01.01.2015. 
 
Vor diesem Hintergrund ist völlig unverständlich, warum die Stadt München bislang 
noch keine Gebühren für Unterbringung und Verpflegung in städtischen Unterkünften 
verlangt. Asylbewerber sind, wie inzwischen hinlänglich bekannt ist, für die 
Aufnahmegesellschaft in aller Regel weniger ein ökonomischer Gewinn als vielmehr 
ein teures Zuschußgeschäft, das den einheimischen Steuerzahler Milliardensummen 
kostet. Die Forderung ist recht und billig, durch die Erhebung von Unterkunfts- und 
Verpflegungsgebühren wenigstens einen kleinen Teil dieser Ausgaben von den 
Nutznießern wieder „einzuspielen“. 
 
Es versteht sich von selbst, daß die Einführung einer solchen Gebührenpflichtigkeit  
zum baldmöglichsten Zeitpunkt im Interesse der Solidargemeinschaft, der 
             b.w. 
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Stadtkämmerei und der einheimischen Steuerzahler liegt. Dasselbe gilt für die 
rückwirkende Erhebung der Gebühren zum Tag der Beschäftigungsaufnahme. Die 
LHM sollte sich dabei an dem vom Freistaat gesetzten Stichdatum 01.01.2015 
orientieren. 

 
Karl Richter 
Stadtrat 
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